Gemeinde Karlsbad

Landkreis Karlsruhe

Offentliche Bekanntmachung
der Wahl des Gemeinderats und des Ortschaftsrats am 25. Mai 2014

1. Am Sonntag, dem 25. Mai 2014 findet die regelméaRige
Wahl des Gemeinderats und des Ortschaftsrats statt.

Dabei sind auf 5 Jahre zu wahlen:

11

Gemeinderate

Mitglieder

(Anzahl) Gemeinde
24 Karlsbad

Und zwar, da unechte Teilortswahl stattfindet.

Vertreter
(Anzahl) fir den Wohnbezirk
3 Karlsbad-Auerbach
5 Karlsbad-Ittersbach
9 Karlsbad-Langensteinbach
3 Karlsbad-Mutschelbach
4 Karlsbad-Spielberg

1.2 Ortschaftsrate

Mitglieder
(Anzahl) Ortschaft
8 Auerbach
8 Ittersbach
10 Langensteinbach
8 Mutschelbach
8 Spielberg

Hinweis: Aus Griinden der besseren Lesbarkeit beschrénken sich die

2.1

2.2

Personenbezeichnungen auf die ménnliche Form.

Es ergeht hiermit die Aufforderung, Wahlvorschlage
fur diese Wahl(en) frilhestens am Tag nach dieser Be-
kanntmachung und spéatestens am 27. Marz 2014 bis
18:00 Uhr beim Vorsitzenden des Gemeindewahlaus-
schusses — Biirgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstra-
Re 45, 76307 Karlsbad, Neues Rathaus (1. OG, Zim-
mer 5, Hauptamt) schriftlich einzureichen.

Wahlvorschlage kénnen von Parteien, von mitglied-
schaftlich organisierten Wahlervereinigungen und von
nicht mitgliedschaftlich organisierten Wahlervereinigun-
gen eingereicht werden. Fir die einzelnen Wahlen sind
je gesonderte Wahlvorschlage einzureichen.

Eine Partei oder Wahlervereinigung kann fur jede Wahl
nur einen Wahlvorschlag einreichen. Die Verbindung
von Wahlvorschlagen ist nicht zulassig.

Ein Wahlvorschlag darf héchstens so viele Bewerber
enthalten, wie Gemeinderate bzw. Ortschaftsrate zu
wahlen sind. Bei unechter Teilortswahl darf ein Wahl-
vorschlag fur jeden Wohnbezirk, fur den ein, zwei oder
drei Vertreter zu wéhlen sind, jeweils einen Bewerber
mehr und fur jeden Wohnbezirk, fir den mehr als drei

2.3

Vertreter zu wahlen sind, hdchstens so viele Bewerber
enthalten, wie Vertreter zu wahlen sind.
Ein Bewerber darf sich fir dieselbe Wahl nicht in meh-
rere Wahlvorschlage aufnehmen lassen.

Parteien und mitgliedschaftlich organisierte Wah-
lervereinigungen miussen ihre Bewerber in einer Ver-
sammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahl-
berechtigten Mitglieder im Wahlgebiet oder der von
diesen aus ihrer Mitte gewahlten Vertreter ab
20. August 2013 in geheimer Abstimmung nach dem in
der Satzung vorgesehenen Verfahren wahlen und in
gleicher Weise deren Reihenfolge festlegen.

Nicht mitgliedschaftlich organisierte Wahlerverei-
nigungen missen ihre Bewerber in einer Versamm-
lung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberech-
tigten Anhanger der Wahlervereinigung im Wahlgebiet
ab 20. August 2013 in geheimer Abstimmung mit der
Mehrheit der anwesenden Anhanger wahlen und in
gleicher Weise deren Reihenfolge festlegen.
Wahlgebiet ist bei der Wahl des Gemeinderats die Ge-
meinde, bei der Wahl des Ortschaftsrats die jeweilige
Ortschaft.

Hat eine Partei oder mitgliedschaftlich organisierte
Wahlervereinigung in einer Ortschaft nicht mindestens
drei wahlberechtigte Mitglieder, kann sie die Bewerber
fur die Wahl des Ortschaftsrats dieser Ortschaft in einer
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreter in der Ge-
meinde wahlen. Bei nicht mitgliedschaftlich organisier-
ten Wahlervereinigungen ist eine Feststellung, dass die
Zahl der wahlberechtigten Anh&nger dieser Wahlerver-
einigung zur Bildung einer Aufstellungsversammiung
auf der Ortschaftsebene nicht ausreicht, erst maglich,
wenn die einberufene Versammlung der wahlberechtig-
ten Anhanger auf Ortschaftsebene abgebrochen wer-
den muss, weil weniger als drei wahlberechtigte Perso-
nen erschienen sind; erst dann kann das Bewerberauf-
stellungsverfahren auf Gemeindeebene eingeleitet
werden.

2.3.1 Bewerber in Wahlvorschlagen, die von mehreren Wahl-

2.4

vorschlagstragern (vgl. 2.1) getragen werden (sog. ge-
meinsame Wahlvorschlage), kénnen in getrennten
Versammlungen der beteiligten Parteien und Wahler-
vereinigungen oder in einer gemeinsamen Versamm-
lung gewahlt werden. Die Hinweise fur Parteien bzw.
Wahlervereinigungen gelten entsprechend.

Wahlbar in den Gemeinderat ist, wer am Wahltag
Burger der Gemeinde ist und das 18. Lebensjahr voll-
endet hat. Die Bewerber bei unechter Teilortswahl
missen zum Zeitpunkt der Zulassung der Wahlvor-
schlage und am Tag der Wahl in dem Wohnbezirk
wohnen, fir den sie sich aufstellen lassen. Wahlbar in
den Ortschaftsrat ist, wer am Wahltag Burger der
Gemeinde ist, das 18. Lebensjahr vollendet hat und
zum Zeitpunkt der Zulassung der Wahlvorschlage und
am Wabhltag in der Ortschaft wohnt (Hauptwohnung).

Nicht wahlbar sind Burger,

die infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik
Deutschland das Wahlrecht oder Stimmrecht nicht be-
sitzen;

fur die zur Besorgung aller ihrer Angelegenheiten ein
Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung be-



2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

stellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des
Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Biirger-
lichen Gesetzbuches bezeichneten Angelegenheiten
nicht erfasst;

die infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik
Deutschland die Wéhlbarkeit oder die Fahigkeit zur Be-
kleidung 6ffentlicher Amter nicht besitzen.
Unionsbirger (Staatsangehérige eines anderen Mit-
gliedstaates der Europaischen Union) sind auferdem
nicht wahlbar, wenn sie infolge einer zivilrechtlichen
Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen Ent-
scheidung des Mitgliedstaates, dessen Staatsangehori-
ge sie sind, die Wahlbarkeit nicht besitzen.

Ein Wahlvorschlag muss enthalten

den Namen der einreichenden Partei oder Wahlerver-
einigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese. Wenn die einreichende Wéhler-
vereinigung keinen Namen fuhrt, muss der Wabhlvor-
schlag ein Kennwort enthalten;

Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der
Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerber;
bei unechter Teilortswahl ist in den Fallen, in denen der
Bewerber mehrere Wohnungen in der Gemeinde hat,
die Anschrift in dem Wohnbezirk anzugeben, fir den
der Bewerber aufgestellt wurde;

bei Unionshiirgern muss ferner die Staatsangehdrigkeit
angegeben werden.

Die Bewerber missen in erkennbarer Reihenfolge - bei
unechter Teilortswahl nach Wohnbezirken getrennt -
aufgefuhrt sein. Jeder Bewerber darf nur einmal aufge-
fuhrt sein. Fur keinen Bewerber dirfen Stimmenzahlen
vorgeschlagen werden.

Wahlvorschlage von Parteien und von mitgliedschaft-
lich organisierten Waéhlervereinigungen missen von
dem flir das Wabhlgebiet zustandigen Vorstand oder
sonst Vertretungsberechtigten persdnlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Besteht der Vorstand
oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als drei
Mitgliedern, genlgt die Unterschrift von drei Mitglie-
dern, darunter die des Vorsitzenden oder seines Stell-
vertreters.

Wahlvorschlage von nicht mitgliedschaftlich organi-
sierten Wahlervereinigungen sind von den drei Unter-
zeichnern der Niederschrift Uber die Bewerberaufstel-
lung (Versammlungsleiter und zwei Teilnehmer - vgl.
2.10) personlich und handschriftlich zu unter-
zeichnen.

Gemeinsame Wahlvorschléage von Parteien und Wéh-
lervereinigungen sind von den jeweils zustandigen Ver-
tretungsberechtigten jeder der beteiligten Gruppierun-
gen nach den fiir diese geltenden Vorschriften zu unter-
zeichnen (vgl. 2.6 und 2.7, 8 14 Abs. 2 S. 4 und 5
Kommunalwahlordnung -KomwWO-).

Die Wahlvorschlage mussen auerdem unterzeichnet
sein fur die Wahl des Gemeinderats von

50 Personen
fur die Wahl des Ortschaftsrats der Ortschaften
Personenzahl
Auerbach von 10
Ittersbach von 20
Langensteinbach von 20
Mutschelbach von 10
Spielberg von 10

Personen, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung wahlbe-
rechtigt sind (Unterstitzungsunterschriften).

Dieses Unterschriftenerfordernis gilt nicht for
Wahlvorschlage

von Parteien, die im Landtag oder bisher schon in dem
zu wahlenden Organ vertreten sind;

von mitgliedschaftlich und nicht mitgliedschaftlich orga-
nisierten Wahlervereinigungen, die bisher schon in dem
zu wahlenden Organ vertreten sind, wenn der Wabhlvor-
schlag von der Mehrheit der fir diese Wahlervereini-
gung Gewahlten unterschrieben ist, die dem Organ zum
Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch
angehoren.

2.9.1Die Unterstitzungsunterschriften missen auf amtli-

chen Formbléttern einzeln erbracht werden. Die
Formblatter werden auf Anforderung vom Vorsitzenden
des Gemeindewahlausschusses oder wenn der Ge-
meindewahlausschuss noch nicht gebildet ist, vom Bur-
germeister - Blirgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstra-
Be 45, 76307 Karlsbad, neues Rathaus (1. OG, Zim-
mer 5, Hauptamt) kostenfrei geliefert. Als Formblatter
fur die Unterstiitzungsunterschriften dirfen nur die von
den genannten Personen ausgegebenen amtlichen
Vordrucke verwendet werden. Bei der Anforderung ist
der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der einrei-
chenden Partei oder Waéhlervereinigung bzw. das
Kennwort der Wahlervereinigung anzugeben.

Ferner muss die Aufstellung der Bewerber in einer Mit-
glieder-/Vertreter- oder Anhangerversammlung (vgl.
2.3) bestatigt werden.

2.9.2 Die Wabhlberechtigten, die den Wahlvorschlag unter-

stitzen, missen die Erklarung auf dem Formblatt per-
soOnlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der
Unterschrift sind Familienname, Vorname, Tag der Ge-
burt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners
sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Unions-
blrger als Unterzeichner, die nach § 22 des Meldege-
setzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das
Melderegister eingetragen sind, missen dem Formblatt
aulRerdem den Nachweis fur die Wahlberechtigung
durch eine Versicherung an Eides statt mit den Erkla-
rungen nach § 3 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. Abs. 3 KomWO
anschlielen. Sind die Betreffenden aufgrund der Riick-
kehrregelung nach § 12 Abs. 1 S. 2 Gemeindeordnung
(GemQ) wabhlberechtigt, missen sie dabei auerdem
erklaren, in welchem Zeitraum sie vor ihrem Wegzug
oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus der Ge-
meinde dort ihre Hauptwohnung hatten.

2.9.3 Ein Wabhlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag fur

dieselbe Wahl unterzeichnen. Hat er mehrere Wahlvor-
schlage fur eine Wahl unterzeichnet, so ist seine Unter-
schrift auf allen Wahlvorschléagen fir diese Wahl ungul-

tig.

2.9.4 Wahlvorschlage durfen erst nach der Aufstellung der

Bewerber durch eine Mitglieder-/Vertreter- oder An-
héngerversammlung unterzeichnet werden. Vorher ge-
leistete Unterschriften sind ungdiltig.

2.9.5Die vorstehenden Ausfuhrungen gelten entsprechend

auch fur gemeinsame Wahlvorschlage.

2.10 Dem Wahlvorschlag sind beizufiigen

eine Erklarung jedes vorgeschlagenen Bewerbers, dass
er der Aufnahme in den Wabhlvorschlag zugestimmt hat;
die Zustimmungserklarung ist unwiderruflich;

von einem Unionsbirger als Bewerber eine eidesstattli-
che Versicherung Uber seine Staatsangehdrigkeit und
Wabhlbarkeit sowie auf Verlangen eine Bescheinigung
der zustéandigen Verwaltungsbehdrde seines Her-
kunftsmitgliedstaates tber die Wahlbarkeit;



2.11

2.12

Unionsbirger, die aufgrund der Riickkehrregelung in §
12 Abs. 1 Satz 2 GemO wahlbar und nach den Best-
immungen des § 22 Meldegesetzes von der Melde-
pflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetra-
gen sind, mlssen in der o. g. eidesstattlichen Versiche-
rung ferner erklaren, in welchem Zeitraum sie vor ihrem
Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus
der Gemeinde dort ihre Hauptwohnung hatten;

eine Ausfertigung der Niederschrift Gber die Aufstellung
der Bewerber in einer Mitglieder-/Vertreter- oder An-
hangerversammlung (vgl. 2.3). Die Niederschrift muss
Angaben Uber Ort und Zeit der Versammlung, Form der
Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder oder Ver-
treter bzw. Anhanger und das Abstimmungsergebnis
enthalten; auRerdem muss sich aus der Niederschrift
ergeben, ob Einwendungen gegen das Wahlergebnis
erhoben und wie diese von der Versammlung behan-
delt worden sind. Der Leiter der Versammlung und zwei
wahlberechtigte Teilnehmer haben die Niederschrift
handschriftlich zu unterzeichnen; sie haben dabei ge-
genuber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlaus-
schusses an Eides statt zu versichern, dass die Wahl
der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge in
geheimer Abstimmung durchgefiihrt worden sind; bei
Parteien und mitgliedschaftlich organisierten Wahler-
vereinigungen mussen sie aullerdem an Eides statt
versichern, dass dabei die Bestimmungen der Satzung
der Partei bzw. Wahlervereinigung eingehalten worden
sind;

die erforderliche Zahl von Unterstltzungsunterschriften
(vgl. 2.9), sofern der Wahlvorschlag von wahlberechtig-
ten Personen unterzeichnet sein muss; ggf. einschlief3-
lich der erforderlichen eidesstattlichen Versicherungen
nicht meldepflichtiger Unionsbirger als Unterzeichner
(vgl. 2.9.2);

bei der Wahl des Ortschaftsrats, wenn die Bewerber
einer Partei oder Wabhlervereinigung in einer Mitglieder-
| Vertreter- oder Anh&angerversammlung in der Ge-
meinde aufgestellt worden sind (vgl. 2.3), eine von dem
fur das Wabhlgebiet zustandigen Vorstand oder sonst
Vertretungsberechtigten unterzeichnete schriftliche Be-
statigung, dass die Voraussetzungen fiir dieses Verfah-
ren vorlagen; die Bestatigung kann auch auf dem
Wahlvorschlag selbst erfolgen.

Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses gilt
als Behorde im Sinne von § 156 Strafgesetzbuch; er ist
zur Abnahme der Versicherungen an Eides statt zu-
stéandig. Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschus-
ses kann aufBerdem verlangen, dass ein Unionsburger
einen glltigen Identitatsausweis oder Reisepass vorlegt
und seine letzte Adresse in seinem Herkunftsmitglied-
staat angibt.

Im Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauensleute mit
Namen und Anschrift bezeichnet werden. Sind keine
Vertrauensleute benannt, gelten die beiden ersten Un-
terzeichner des Wabhlvorschlags als Vertrauensleute.
Soweit im Kommunalwahlgesetz und in der Kommu-
nalwahlordnung nichts anderes bestimmt ist, sind nur
die Vertrauensleute, jeder fir sich, berechtigt, verbindli-
che Erklarungen zum Wabhlvorschlag abzugeben und
Erklarungen von Wahlorganen entgegenzunehmen.

Vordrucke fiir Wahlvorschlage, Niederschriften tber die
Bewerberaufstellung, eidesstattliche Erklarungen und
Zustimmungserklarungen sind auf Wunsch erhdltlich
beim Burgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstral3e 45,
76307 Karlsbad, Neues Rathaus (1.0G, Zimmer 5,
Hauptamt).

3.

3.1

3.2

3.3

Hinweise auf die Eintragung in das Wa&hlerver-
zeichnis auf Antrag nach § 3 Abs. 2 und 4 KomWO.

Personen, die ihr Wahlrecht fir Gemeindewahlen
durch Wegzug oder Verlegung der Hauptwohnung aus
der Gemeinde verloren haben und vor Ablauf von drei
Jahren seit dieser Veranderung wieder in die Gemeinde
zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung begriinden,
werden, wenn sie am Wahltag noch nicht drei Monate
wieder in der Gemeinde wohnen oder ihre Hauptwoh-
nung begriindet haben, nur auf Antrag in das Wahler-
verzeichnis eingetragen. Fir die Wahl des Ortschafts-
rats setzt dies voraus, dass die in Satz 1 genannten
Personen am Wabhltag in der Ortschaft ihre (Haupt-)
Wohnung haben.

Personen, die ihr Wahlrecht fur die Wahl des Kreis-
tags durch Wegzug oder Verlegung der Hauptwoh-
nung aus dem Landkreis verloren haben und vor Ablauf
von drei Jahren seit dieser Veranderung wieder in den
Landkreis zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung be-
griinden, werden, wenn sie am Wahltag noch nicht drei
Monate wieder im Landkreis wohnen oder ihre Haupt-
wohnung begrindet haben, ebenfalls nur auf Antrag in
das Wabhlerverzeichnis eingetragen. Ist die Gemein-
de, in der ein Antrag auf Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis gestellt wird, nicht identisch mit der Gemeinde,
von der aus der Wahlberechtigte seinerzeit den Land-
kreis verlassen hat oder seine Hauptwohnung verlegt
hat, ist dem Antrag auf Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis eine Bestatigung uber den Zeitpunkt des Weg-
zuges oder der Verlegung der Hauptwohnung aus dem
Landkreis sowie Uber das Wahlrecht zu diesem Zeit-
punkt beizufiigen. Die Bestatigung erteilt kostenfrei die
Gemeinde, aus der der Wabhlberechtigte seinerzeit
weggezogen ist oder aus der er seine Hauptwohnung
verlegt hat.

Wahlberechtigte Unionsburger, die nach § 22 Meldege-
setz nicht der Meldepflicht unterliegen und nicht in das
Melderegister eingetragen sind, werden ebenfalls nur
auf Antrag in das Wabhlerverzeichnis eingetragen. Dem
schriftichen Antrag auf Eintragung in das Wahlerver-
zeichnis hat der Unionsbiirger eine Versicherung an Ei-
des statt mit den Erklarungen nach 8 3 Abs. 3 und 4
Kommunalwahlordnung anzuschlieRen.

Die Antrage auf Eintragung in das Wahlerverzeich-
nis missen schriftlich gestellt werden und spates-
tens bis zum Sonntag, 4. Mai 2014 (keine Verlange-
rung maoglich) eingehen beim Birgermeisteramt
Karlsbad, HirtenstraBe 14, 76307 Karlsbad, Altes
Rathaus (EG, Biirgerbiro).

Vordrucke fiir diese Antrdge und Erklarungen hélt das
Blrgermeisteramt Karlsbad, HirtenstraBe 14, 76307
Karlsbad, Altes Rathaus (EG, Birgerbiro) bereit.

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.
Wird dem Antrag entsprochen, erhalt der Betroffene ei-
ne Wahlbenachrichtigung, sofern er nicht gleichzeitig
einen Wabhlschein beantragt hat.

Karlsbad, 27. Februar 2014

Lol

Rudi Knodel
Birgermeister
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	Dieses Unterschriftenerfordernis gilt nicht für Wahlvorschläge
	●  die infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen.
	●  von Parteien, die im Landtag oder bisher schon in dem zu wählenden Organ vertreten sind;
	●  von mitgliedschaftlich und nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen, die bisher schon in dem zu wählenden Organ vertreten sind, wenn der Wahlvorschlag von der Mehrheit der für diese Wählervereinigung Gewählten unterschrieben ist, die dem Organ zum Zeitpunkt der Einreichung des Wahlvorschlags noch angehören.
	●  Unionsbürger (Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union) sind außerdem nicht wählbar, wenn sie infolge einer zivilrechtlichen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen Entscheidung des Mitgliedstaates, dessen Staatsangehörige sie sind, die Wählbarkeit nicht besitzen.
	2.5  Ein Wahlvorschlag muss enthalten
	2.9.1 Die Unterstützungsunterschriften müssen auf amtlichen Formblättern einzeln erbracht werden. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses oder wenn der Gemeindewahlausschuss noch nicht gebildet ist, vom Bürgermeister - Bürgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstraße 45, 76307 Karlsbad, neues Rathaus (1. OG, Zimmer 5, Hauptamt) kostenfrei geliefert. Als Formblätter für die Unterstützungsunterschriften dürfen nur die von den genannten Personen ausgegebenen amtlichen Vordrucke verwendet werden. Bei der Anforderung ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der einreichenden Partei oder Wählervereinigung bzw. das Kennwort der Wählervereinigung anzugeben. 
	●  den Namen der einreichenden Partei oder Wählervereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese. Wenn die einreichende Wählervereinigung keinen Namen führt, muss der Wahlvorschlag ein Kennwort enthalten;
	●  Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerber; bei unechter Teilortswahl ist in den Fällen, in denen der Bewerber mehrere Wohnungen in der Gemeinde hat, die Anschrift in dem Wohnbezirk anzugeben, für den der Bewerber aufgestellt wurde;
	● bei Unionsbürgern muss ferner die Staatsangehörigkeit angegeben werden.
	Die Bewerber müssen in erkennbarer Reihenfolge - bei unechter Teilortswahl nach Wohnbezirken getrennt - aufgeführt sein. Jeder Bewerber darf nur einmal aufgeführt sein. Für keinen Bewerber dürfen Stimmenzahlen vorgeschlagen werden.
	Ferner muss die Aufstellung der Bewerber in einer Mitglieder-/Vertreter- oder Anhängerversammlung (vgl. 2.3) bestätigt werden.
	2.9.2 Die Wahlberechtigten, die den Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, Vorname, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Unionsbürger als Unterzeichner, die nach § 22 des Meldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen sind, müssen dem Formblatt außerdem den Nachweis für die Wahlberechtigung durch eine Versicherung an Eides statt mit den Erklärungen nach § 3 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. Abs. 3 KomWO  anschließen. Sind die Betreffenden aufgrund der Rückkehrregelung nach § 12 Abs. 1 S. 2 Gemeindeordnung (GemO) wahlberechtigt, müssen sie dabei außerdem erklären, in welchem Zeitraum sie vor ihrem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus der Gemeinde dort ihre Hauptwohnung hatten.
	2.6  Wahlvorschläge von Parteien und von mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen müssen von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Besteht der Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als drei Mitgliedern, genügt die Unterschrift von drei Mitgliedern, darunter die des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters.
	2.7 Wahlvorschläge von nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen sind von den drei Unterzeichnern der Niederschrift über die Bewerberaufstellung (Versammlungsleiter und zwei Teilnehmer - vgl. 2.10) persönlich und handschriftlich zu unter- zeichnen.
	2.8  Gemeinsame Wahlvorschläge von Parteien und Wählervereinigungen sind von den jeweils zuständigen Vertretungsberechtigten jeder der beteiligten Gruppierungen nach den für diese geltenden Vorschriften zu unterzeichnen (vgl. 2.6 und 2.7, § 14 Abs. 2 S. 4 und 5 Kommunalwahlordnung -KomWO-).
	2.9.3 Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnen. Hat er mehrere Wahlvorschläge für eine Wahl unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen für diese Wahl ungültig.
	2.9.4 Wahlvorschläge dürfen erst nach der Aufstellung der Bewerber durch eine Mitglieder-/Vertreter- oder Anhängerversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.
	2.9  Die Wahlvorschläge müssen außerdem unterzeichnet sein für die Wahl des Gemeinderats von
	50 Personen
	2.9.5 Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend auch für gemeinsame Wahlvorschläge.
	für die Wahl des Ortschaftsrats der Ortschaften
	Personenzahl
	2.10 Dem Wahlvorschlag sind beizufügen
	10
	von
	Auerbach
	● eine Erklärung jedes vorgeschlagenen Bewerbers, dass er der Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt hat; die Zustimmungserklärung ist unwiderruflich;
	20
	von
	Ittersbach
	● von einem Unionsbürger als Bewerber eine eidesstattliche Versicherung über seine Staatsangehörigkeit und Wählbarkeit sowie auf Verlangen eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates über die Wählbarkeit;
	20
	von
	Langensteinbach
	10
	von
	Mutschelbach
	10
	von
	Spielberg
	● Unionsbürger, die aufgrund der Rückkehrregelung in § 12 Abs. 1 Satz 2 GemO wählbar und nach den Bestimmungen des § 22 Meldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen sind, müssen in der o. g. eidesstattlichen Versicherung ferner erklären, in welchem Zeitraum sie vor ihrem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus der Gemeinde dort ihre Hauptwohnung hatten;
	3.  Hinweise auf die Eintragung in das Wählerverzeichnis auf Antrag nach § 3 Abs. 2 und 4 KomWO.
	3.1 Personen, die ihr Wahlrecht für Gemeindewahlen durch Wegzug oder Verlegung der Hauptwohnung aus der Gemeinde verloren haben und vor Ablauf von drei Jahren seit dieser Veränderung wieder in die Gemeinde zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung begründen, werden, wenn sie am Wahltag noch nicht drei Monate wieder in der Gemeinde wohnen oder ihre Hauptwohnung begründet haben, nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Für die Wahl des Ortschaftsrats setzt dies voraus, dass die in Satz 1 genannten Personen am Wahltag in der Ortschaft ihre (Haupt-) Wohnung haben.
	● eine Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstellung der Bewerber in einer Mitglieder-/Vertreter- oder Anhängerversammlung (vgl. 2.3). Die Niederschrift muss Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder oder Vertreter bzw. Anhänger und das Abstimmungsergebnis enthalten; außerdem muss sich aus der Niederschrift ergeben, ob Einwendungen gegen das Wahlergebnis erhoben und wie diese von der Versammlung behandelt worden sind. Der Leiter der Versammlung und zwei wahlberechtigte Teilnehmer haben die Niederschrift handschriftlich zu unterzeichnen; sie haben dabei gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge in geheimer Abstimmung durchgeführt worden sind; bei Parteien und mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen müssen sie außerdem an Eides statt versichern, dass dabei die Bestimmungen der Satzung der Partei bzw. Wählervereinigung eingehalten worden sind;
	3.2 Personen, die ihr Wahlrecht für die Wahl des Kreistags  durch Wegzug oder Verlegung der Hauptwohnung aus dem Landkreis verloren haben und vor Ablauf von drei Jahren seit dieser Veränderung wieder in den Landkreis zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung begründen, werden, wenn sie am Wahltag noch nicht drei Monate wieder im Landkreis wohnen oder ihre Hauptwohnung begründet haben, ebenfalls nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Ist die Gemeinde, in der ein Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis gestellt wird, nicht identisch mit der Gemeinde, von der aus der Wahlberechtigte seinerzeit den Landkreis verlassen hat oder seine Hauptwohnung verlegt hat, ist dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis eine Bestätigung über den Zeitpunkt des Wegzuges oder der Verlegung der Hauptwohnung aus dem Landkreis sowie über das Wahlrecht zu diesem Zeitpunkt beizufügen. Die Bestätigung erteilt kostenfrei die Gemeinde, aus der der Wahlberechtigte seinerzeit weggezogen ist oder aus der er seine Hauptwohnung verlegt hat.
	● die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften (vgl. 2.9), sofern der Wahlvorschlag von wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein muss; ggf. einschließlich der erforderlichen eidesstattlichen Versicherungen nicht meldepflichtiger Unionsbürger als Unterzeichner (vgl. 2.9.2);
	● bei der Wahl des Ortschaftsrats, wenn die Bewerber einer Partei oder Wählervereinigung in einer Mitglieder-/ Vertreter- oder Anhängerversammlung in der Gemeinde aufgestellt worden sind (vgl. 2.3), eine von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigten unterzeichnete schriftliche Bestätigung, dass die Voraussetzungen für dieses Verfahren vorlagen; die Bestätigung kann auch auf dem Wahlvorschlag selbst erfolgen.
	3.3 Wahlberechtigte Unionsbürger, die nach § 22 Meldegesetz nicht der Meldepflicht unterliegen und nicht in das Melderegister eingetragen sind, werden ebenfalls nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Dem schriftlichen Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis hat der Unionsbürger eine Versicherung an Eides statt mit den Erklärungen nach § 3 Abs. 3 und 4 Kommunalwahlordnung anzuschließen.
	Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses gilt als Behörde im Sinne von § 156 Strafgesetzbuch; er ist zur Abnahme der Versicherungen an Eides statt zuständig. Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses kann außerdem verlangen, dass ein Unionsbürger einen gültigen Identitätsausweis oder Reisepass vorlegt und seine letzte Adresse in seinem Herkunftsmitgliedstaat angibt.
	Die Anträge auf Eintragung in das Wählerverzeichnis müssen schriftlich gestellt werden und spätestens bis zum Sonntag, 4. Mai 2014 (keine Verlängerung möglich) eingehen beim Bürgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstraße 14, 76307 Karlsbad, Altes Rathaus (EG, Bürgerbüro).
	Vordrucke für diese Anträge und Erklärungen hält das Bürgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstraße 14, 76307 Karlsbad, Altes Rathaus (EG, Bürgerbüro) bereit.
	2.11 Im Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauensleute mit Namen und Anschrift bezeichnet werden. Sind keine Vertrauensleute benannt, gelten die beiden ersten Unterzeichner des Wahlvorschlags als Vertrauensleute. Soweit im Kommunalwahlgesetz und in der Kommunalwahlordnung nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensleute, jeder für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und Erklärungen von Wahlorganen entgegenzunehmen.
	Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.Wird dem Antrag entsprochen, erhält der Betroffene eine Wahlbenachrichtigung, sofern er nicht gleichzeitig einen Wahlschein beantragt hat.
	2.12 Vordrucke für Wahlvorschläge, Niederschriften über die Bewerberaufstellung, eidesstattliche Erklärungen und Zustimmungserklärungen sind auf Wunsch erhältlich beim Bürgermeisteramt Karlsbad, Hirtenstraße 45, 76307 Karlsbad, Neues Rathaus (1.OG, Zimmer 5, Hauptamt).
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